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I. Allgemeine Bemerkungen 
 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Obere Breite“ und wurde 
mit Datum vom 01.04.2020 genehmigt.  
 
Mit dem Bauantrag wurde damals u. a. eine Befreiung von der festgesetzten Erdgeschoss-
fußbodenhöhe (Erhöhung) um 0,75 m beantragt. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 
27.11.2019 das Einvernehmen zu dieser Befreiung abgelehnt. Einer Befreiung lediglich um 
0,48 m, analog benachbarter Bauvorhaben, stand der Gemeinderat positiv gegenüber. 
 
Daraufhin wurde die Baugenehmigung u. a. mit einer Befreiung zur Erhöhung der Erdge-
schossfußbodenhöhe um 0,48 m erteilt. 
 
Aufgrund Angrenzerbedenken hat das Landratsamt den Baufortschritt kontrolliert und festge-
stellt, dass die bereits betonierte Bodenplatte nicht der Baugenehmigung entspricht. Die 
Fortsetzung der Bauarbeiten wurde mit Datum vom 19.01.2021 untersagt. 
 
Zwischenzeitlich wurden geänderte Planunterlagen vorgelegt. 
 
Danach weicht die geplante Erdgeschossfußbodenhöhe gegenüber der genehmigten um 
0,15 m ab. Eine weitere Befreiung ist notwendig. 
 
Laut Planunterlagen ändert sich durch die Erhöhung der Bodenplatte die äußere Gebäude-
hülle nicht. First- und Traufhöhen bleiben gleich, also entsprechend Baugenehmigung aus-
führt. Der Höhenausgleich soll im Gebäudeinneren stattfinden. 
 
 
II.  Beschlussvorschlag 
 
Der Gemeinderat erteilt/versagt gem. §§ 31 und 36 BauGB sein Einvernehmen zur Befreiung 
zur Überschreitung der Erdgeschossfußbodenhöhe um weitere 0,15 cm. 
 
Anlage: 
Bauantragsunterlagen 
 
 
BM zur Kenntnis ______ 






















